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Antrag auf Gewährung einer Zuwendung zur Förderung von 
Sachinvestitionen zur tierschutzgerechten Unterbringung von Fundtieren und sonstigen Unterbringungstieren aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität des Bundes gemäß 
der Tierheim- und Wildtierauffangstationen-RL


Erläuterungen
Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Zuwendung. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Fragen können Sie gerne per E-Mail (tierschutz@ml.niedersachsen.de) an uns richten.
Für die Bearbeitung des Antrags, mögliche Rückfragen und die eventuelle Bewilligung 
werden einige Angaben zu Ihrer Einrichtung benötigt.

	1. 	Angaben zur Antragstellerin/zum Antragsteller

	Name Antragstellerin/
Antragsteller
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Anschrift
	Straße, Hausnr.:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	
	PLZ, Ort:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Name(n) d. Vertretungs-
berechtigte(n) Person(en) 
(z.B. Vorsitzende/Vorsitzender bei einem e.V.)

	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Telefonnummer:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	E-Mail-Adresse:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Bankverbindung
	Kreditinstitut:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	
	IBAN:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	
	BIC:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Nds. Kommune, in deren Bezirk sich das Tierheim, die tierheimähnliche 
Einrichtung oder die Wildtierauffangstation befindet
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	2. 	Angaben zur Berechnung der zuwendungsfähigen Ausgaben

	Geplanter 
Durchführungsbeginn  
(tagesgenau)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.




	
	Gesamt

	Baumaßnahmen (insbesondere Anbau, Neubau, Sanierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen, s. Nr. 2.1 der RL)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	€

	Erwerb beweglicher Sachen (insbesondere Ausrüstung, 
Inventar, Haltungssysteme, s. Nr. 2.2 der RL)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	€

	Erwerb unbeweglicher Sachen (insbesondere Ersatzeinrichtungen wie z.B. Container oder Bauwagen, s. Nr. 2.3 der RL)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	€

	Notwendige Begleit- und Folgemaßnahmen (z.B. die mit Baumaßnahmen verbundenen Baunebenkosten, vorbereitende Planungsleistungen, oder für die Durchführung einer Investitionsmaßnahme nötige Gutachten oder Untersuchungen), s. Nr. 5.3.2 der RL
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	€

	 Zuwendungsfähige Gesamtausgaben
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	€

	Beantragt wird eine Zuwendung in Höhe von: 
(= maximal 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben; 
maximale Fördersumme pro Zuwendungsempfängerin oder 
-empfänger beträgt zwei Millionen EUR, s. Nr. 5.2 der RL)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	€



Erläuterung
Im Einzelfall kann es möglicherweise vorkommen, dass ein Tierheim, eine tierheimähnliche
Einrichtung oder eine Wildtierauffangstation bereits durch eine andere Behörde des Landes 
Niedersachsen, den Bund oder Kommunen gefördert wird. Dies kann sich auf diesen Antrag 
auswirken, s. Nrn. 5.5 und 5.6 der RL.

	3. 	Angaben zu bestehenden Förderungen durch das 
	Land Niedersachsen, den Bund oder Kommunen

	Die Antragstellerin/der Antragsteller wird

	☐	nicht

	☐	wie folgt

	durch andere Behörden des Landes Niedersachsen, den Bund oder Kommunen 
finanziell gefördert:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.













Erläuterung
Es können nur gemeinnützige Einrichtungen gefördert werden, die über eine Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Tierschutzgesetz verfügen, Träger von Wildtierauffangstationen im Sinne des § 45 Abs. 5 Satz 3 Bundesnaturschutzgesetz und niedersächsische Kommunen, wenn sie Träger von Tierheimen, tierheimähnlichen Einrichtungen oder Wildtierauffangstationen sind. 


Bitte übersenden Sie mit diesem Antragsformular die folgenden Anlagen.




	4. 	Anlagen

	☐	Kopie der Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Tierschutzgesetz

	☐	Kopie eines gültigen Nachweises über die Befreiung von der Körperschaftssteuer 
wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke im Sinne des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 14 Abgabenordnung

	☐	Kopie der Anerkennung nach § 45 Abs. 5 Satz 3 Bundesnaturschutzgesetz

	☐	Kopie des Registerauszuges (z.B. Vereinsregister bei einem e.V.)

	☐	ggf. zu Nr. 3: Kopien von Bescheiden anderer Behörden des Landes 
Niedersachsen, des Bundes oder Kommunen

	☐	(sofern eine nds. Kommune Eigentümer der genutzten Gebäude und/oder 
Grundstücke ist) Zustimmung der nds. Kommune und Bestätigung des Nutzungsrechts, s. Nr. 4.3 der RL

	☐	Rechtsbehelfsverzichtserklärung, s. Anlage

	☐	Begründung und Projektbeschreibung 

Bestandteile:
· Notwendigkeit der Maßnahme (u.a.: Darstellung der Ausgangssituation und der Problem-lage, ggf. Vorstellung verschiedener Lösungsansätze, Ziel, Konzeption und Einzelmaß-nahmen, ggf. Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren)
· Ausgangssituation
· Problemlage
· Ziel
· Konzeption und geplante Maßnahme(n)

	☐	Durchführungszeitraum

	☐	Finanzierungsplan (Aufstellung der Ausgaben und Einnahmen; 
ggf. detaillierte Darstellung/Kalkulation der einzelnen Positionen)





	4. 	Erklärungen

	Ich erkläre, dass

	☐	eine Berechtigung zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG besteht und dies beim 
Finanzierungsplan berücksichtigt worden ist (Preise ohne Umsatzsteuer)

	☐	keine Berechtigung zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG besteht

	☐	kein Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs-, Sequestrations- oder Gesamtvollstrechungsverfahren gegen das Vermögen der Antragstellerin oder des Antragstellers beantragt oder eröffnet worden ist und Zahlungsfähigkeit besteht.

	☐	die Antragstellerin oder der Antragsteller nicht zur Abgabe der Vermögensauskunft nach § 22 NVwVG, § 802c ZPO, § 284 AO oder nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes oder eines anderen Landes verpflichtet ist oder diese abgenommen wurde. (Handelt es sich bei der Antragstellerin oder dem Antragsteller um eine durch einen gesetzlichen Vertreter vertretene juristische Person, gilt dies, sofern den gesetzlichen Vertreter aufgrund seiner Verpflichtung als gesetzlicher Vertreter der juristischen Person die entsprechenden Verpflichtungen treffen.)

	☐	der Bewilligungsbehörde umgehend mitgeteilt wird, wenn bis zur Bewilligung ein Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs-, Sequestrations- oder Gesamtvollstreckungsverfahren beantragt oder eröffnet wird.

	☐	der Bewilligungsbehörde umgehend mitgeteilt wird, wenn eine Verpflichtung zur Abgabe der Vermögensauskunft entsteht oder abgenommen wird

	☐	die Antragstellerin oder der Antragsteller die notwendigen Eigenmittel zur Finanzierung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben aufbringen kann

	☐	mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden ist und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird.

	☐	Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungsvertrages zu werten. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung, Grunderwerb und Herrichten des Grundstücks (z.B. Gebäudeabbruch, Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens.

	☐	außer den im Antrag angegebenen Förderungen des Projektes aus weiteren Mitteln des Landes keine weiteren beantragt oder in Anspruch genommen werden; anderenfalls werde ich dieses der Bewilligungsstelle unverzüglich mitteilen.

	
☐
	ich verpflichtet bin, der Bewilligungsbehörde unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Zuwendung entgegenstehen oder für die Rückforderung der Zuwendung erheblich sind.




	☐	mir die Strafbarkeit eines Subventionsbetrugs nach § 264 Strafgesetzbuch (StGB) bekannt ist und dass die in diesem Antrag angegebenen Tatsachen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 StGB sind (sowie alle sonstigen Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder 
das Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind).

Zu diesen Tatsachen gehören insbesondere solche,
· die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung von Bedeutung sind;
· von denen nach Verwaltungsrecht, Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften die Rückzahlung der Zahlung abhängig ist

	☐	Ich bestätige, dass die Antragstellerin oder der Antragsteller Eigentümerin oder Eigentümer der genutzten Gebäude und Grundstücke ist. (Sofern dies nicht zutrifft, ist die Zustimmung und eine Bestätigung des Nutzungsrechts für die Dauer der Zweckbindung der niedersächsischen Kommune vorzulegen, s. Nr. 4 des Antrages.)

	Um den Antrag prüfen zu können, ist es für die Bewilligungsbehörde notwendig, 
die mitgeteilten personenbezogenen Daten zu speichern. 

Durch die Übersendung des Antrages erkläre ich mich damit einverstanden, dass 
diese Daten zum Zwecke der Antragsbearbeitung und nachgelagerten Prüfung unter 
Beachtung der Datenschutzvorschriften von der Bewilligungsbehörde elektronisch 
gespeichert und verarbeitet werden.

(Bitte beachten Sie die nachfolgenden Datenschutzhinweise.)





Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben und erkenne die dargelegten Hinweise, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen als verbindlich an; dies gilt auch für die Anlagen.


	Ort, Datum
	
	Unterschrift

	
	
	Name in Druckbuchstaben
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